
Warenverteilung und Vertragsrecht 
in der Ostzone

Von Justizrat Dr. W ü n s c h m a n n ,  Leipzig
Der nachstehende Beitrag behandelt die bedeutsame Frage 

der privatrechtlichen Auswirkungn des im Rahmen der ge­
planten Warenverteilung entstehenden Lieferverhältnisses. 
Die damit aufgeworfenen Probleme bedürfen .weiterer Klä­
rung und Vertiefung (vgl. dazu die Schrift von Such: „Wirt­
schaftsplanung und Sachmängelhaftung" und deren Be­
sprechung durch Nathan in NJ 1949 S. 46). Sie sollen des­
halb in dieser Zeitschrift weiter behandelt werden.

D. Red.
Der Wirtschaftsplan will die Gütererzeugung stei­

gern. Es sollen dem Einzelnen mehr Gebrauchsgüter 
zur Verfügung stehen als bisher. Im Dienste dieser 
Aufgabe steht auch die Waren Verteilung. Werkzeuge, 
Rohstoffe, Halbfabrikate müssen dahin gebracht wer­
den, wo sie mit dem größten Erfolge zur Herstellung 
der nötigen Fertigerzeugnisse eingesetzt werden können. 
Diesem Zweck dienen die Anordnung der Deutschen 
Wirtschaftkommission „über Verteilung gewerblicher 
und industrieller Waren“ vom 2.12.1948 und die dazu 
erlassenen Durchführungsbestimmungen vom 10.12.1948 
(ZVOB1. S. 562, 563). Die Anordnung gilt nicht für land­
wirtschaftliche und gärtnerische, sondern nur für die­
jenigen industriellen und gewerblichen Waren, die in 
einem Verzeichnis der „planmäßig zu verteilenden 
Waren“ enthalten sind. Als neue Begriffe erscheinen 
Warenbewegung, Warenzuteilung; Rechtsbegriffe wer­
den Lieferant (derjenige, dem die Lieferung auferlegt 
wird) und Empfangsberechtigter. Die Anordnung ent­
hält öffentliches Recht; die Warenzuteilung ist ein 
Verwaltungsakt, Verstöße gegen die Anordnung sind 
unter Strafe gestellt. Sie erstrebt ihr Ziel durch 
Verbote und Gebote. Ein Verbot ist (AO § 4 Abs. 2): 
„Die Lieferanten dürfen nur auf Grund von Aus­
lieferungsplänen und Freigabeanweisungen die Aus­
lieferung an die darin vorgesehenen Empfänger vor­
nehmen.“ Den Inhalt eines Verbotes hat auch die 
Vorschrift (AO § 2): „Die Kontingentsträger sind ver­
pflichtet, ihre Kontingente restlos auf die Empfangs­
berechtigten aufzuteilen.“ Eine positive Regelung ent­
hält die Vorschrift (DurchfBest. unter IV): „Durch
die Auslieferungspläne oder Freigabeanweisungen 
werden die Lieferanten zur Lieferung zu den fest­
gesetzten Terminen an die vorgesehenen Empfänger 
verpflichtet.“

Die Warenbewegung vollzieht sich im allgemeinen 
folgendermaßen: „Uber die Ware verfügt zuerst die 
Hauptverwaltung Materialversorgung der DWK, und 
zwar zugunsten der Kontingentsträger. Diese stellen 
Unterverteilungspläne auf zugunsten der in Fach­
kontore aufgespaltenen Deutschen Handelsgesellschaft 
in Berlin. Die Fachkontore geben Auslieferungspläne 
und Freigaben zugunsten der „Empfänger“ hinaus, die 
dann für ihre Erzeugnisse wiederum Auslieferungs­
pläne und Freigaben erhalten können. Alle Waren­
ausgänge der im Verzeichnis stehenden Art müssen 
belegt werden durch Auslieferungspläne oder Frei­
gaben oder Warenschecks.

öffentliches Recht ist zwingend. Der Betroffene 
wird dem Volke gegenüber verpflichtet. Wider­
sprechende Vereinbarungen sind nichtig (§ 134 BGB), 
z. B. die Vereinbarung, durch die eine Ware einem 
anderen als dem im Auslieferungsplan vorgesehenen 
Empfänger zugesagt wird. Die Hauptverwaltung Ma­
terialversorgung ist eine Amtsstelle. Die Deutsche 
Handelsgesellschaft Berlin ist mit ihren Fachkontoren 
eine GmbH. Wenn diese Lieferanten und Empfänger 
festlegen, so handeln sie kraft der Amtsgewalt der 
Hauptverwaltung Materialversorgung, also mit über­
tragenen Amtsbefugnissen und mit öffentlich-recht­
licher Wirkung.

Bisher hat der freie privatrechtliche Verkehr die 
Warenverteilung durchgeführt, soweit die Not nicht 
Einschränkungen forderte. Für einen großen Teil aller 
Waren bleibt ihm grundsätzlich die Aufgabe weiterhin. 
Es entsteht die Frage, ob die Anordnung die Vertei­
lung von gewerblichen und industriellen Waren aus­
schließlich öffentlich-rechtlich regeln und dem Privat­
recht keinen Raum lassen will. An sich ist es möglich, 
allein durch Gebote und Verbote, durch Auslieferungs­
pläne und Freigaben, die Verteilung zu lenken. Doch 
kann das wohl nicht die Absicht sein. Das Privatrecht 
soll ja weiterhin den Verkehr mit den nicht gewerb­

lichen und industriellen Waren ordnen. Es wird für 
den Verkehr mit Warenschecks weiter gelten müssen. 
Das durchgebildete Recht der Schuldverhältnisse wird 
schließlich unentbehrlich sein. Das öffentliche Recht 
muß kurz und einfach zu jedermann sprechen. Da­
bei kann es nicht so lückenlos sein, wie es Rechts­
sicherheit und Gerechtigkeit erfordern. Der Privat­
rechtsverkehr kommt nicht aus ohne eine Vielheit von 
Rechtsregeln, durch die Verträge ergänzt werden. Ein 
öffentlich-rechtlich gebotener Verkehr, der alle diese 
ergänzenden Bestimmungen nicht zum Zuge kommen 
läßt, müßte dafür Ersatz bieten. Ich denke an die 
Bestimmungen über Vertragserfüllung im allgemeinen 
(§ 241 BGB), über Ort und Zeit der Erfüllung, über 
verschuldete und unverschuldete Nichterfüllung, über 
Haftung für Sach- und Rechtsmängel besonders bei 
Kauf- und Werkvertrag, an § 315 BGB, an die §§ 346 
bis 362 HGB u. v. a. Weiter ist die Frage, ob Rechts­
beziehungen zwischen Lieferanten und Empfänger 
entstehen, also subjektive Rechtsansprüche — sei es 
auf Erfüllung oder wegen nicht gehöriger Erfüllung — 
die privatrechtlich geltend gemacht werden können. 
Solche entstehen nicht, wenn sich die Vorschriften 
darauf beschränken, unter Strafdrohung gestellte Be­
fehle zu einem Tun oder Unterlassen zu geben. An 
sich sind privatrechtliche Verträge auch auf dem Ge­
biete des öffentlichen Rechtes möglich (RGRKom. vor 
§ 145). Unterstellt man solche, so gewinnen die Be­
teiligten keine privatrechtlich verfolgbaren Ansprüche. 
Auch das ist unbefriedigend. Es bleiben daher nur 
zwei nahe verwandte Auffassungen. Entweder die 
Anordnung begründet die öffentlich-rechtliche V e r ­
p f l i c h t u n g ,  privatrechtliche Verträge unter sich 
abzuschließen, die zur Verwirklichung der Waren­
verteilung nach der Anweisung des Fachkontors 
dienen. Eine solche öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
zum Vertragsschluß wäre an sich nichts Neues (vgl. 
z. B. § 453 HGB). Oder die Anordnung geht den 
sicheren und auch kürzeren Weg und schafft direkt 
durch den Verwaltungsakt, ohne Zutun der Beteilig­
ten, ein privatrechtliches Vertragsverhältnis. Auch 
das wäre nichts Ungewöhnliches. Es sei erinnert an 
das sächsische Anforderungsgesetz vom 25. 2.1948. Hier 
heißt es in § 8: „Anforderungen sind in gleicher Weise 
und mit gleichen Haftungsfolgen zu erfüllen wie ver­
traglich übernommene Verpflichtungen“, und in § 14: 
„Die Anforderung . . . .  ersetzt die rechtsgeschäftlichen 
Willenserklärungen des Betroffenen, die zur Begrün­
dung der entsprechenden Verpflichtungen nach den 
Regeln des bürgerlichen Rechtes erforderlich sind.“ 
Daß damit auch subjektive Privatrechte geschaffen 
werden, lehrt die folgende Bestimmung, daß die Er­
füllung der Verpflichtung von der Dienststelle im 
Verwaltungswege und von dem begünstigten Wirt­
schaftsbetrieb im ordentlichen Rechtswege erzwungen 
werden kann. Treten alle Wirkungen des Vertrages 
ein, so unterstellt die Logik als Ursache den Abschluß 
des privatrechtlichen Vertrages. Ähnlich verfügt das 
Wohnungsgesetz des Kontrollrates: Die Wohnungs­
behörde kann „eine Verfügung erlassen, welche die 
Wirkung eines Mietvertrages hat“ (Art. VIII, 2 b). 
Auch das Reichsleistungsgesetz kannte schon diesen 
Weg.

Man könnte bei Befolgung der Verteilungsanordnung 
den stillschweigenden Abschluß eines privatrechtlichen 
Vertrages konstruieren. In der Ausführung und der 
Annahme der Lieferung auf Grund öffentlich-recht­
lichen Gebotes kann der Abschluß eines privatrecht­
lichen Kaufes liegen. Dann wäre der Gegenbeweis 
für das Fehlen eines entsprechenden Willens möglich, 
der allerdings durch Erklärung eines Beteiligten auch 
ausgeschlossen werden könnte. Die Verteilungsanord­
nung kann nun aber die Einschaltung des Privat­
rechtes weder von Befolgung der Anordnung noch von 
dem vermuteten Willen der Parteien abhängig machen 
wollen. Sie kann jedoch damit rechnen, daß die 
Parteien sich überwiegend den ergänzenden Bestim­
mungen des Privatrechts über die Folgen eines Kaufs 
— durchgebildeten und erprobten Regeln — unter­
werfen, daß sie also zu einander ebenso wie bei einem 
Kaufabschluß stehen wollen. Deshalb dürfte die 
Verteilungsanordnung unabhängig von dem Willen 
und von der Willenserklärung ein V e r t r a g s v e r ­
h ä l t n i s  zwischen den Parteien d u r c h  V e r w a l ­
t u n g s a k t  schaffen, ein Vertragsverhältnis, das schon
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